
Bayerischer Landtag 

2. Legislaturperiode 
Tagung 1953/54 

Beilage 4567 
Be1·icht 

des 
Ausschusses für Rechts· und. Vedassungsfragen 

zu den 
Anträgen der Abgeordneten Bezold, 
Fa 1 k und Fraktion und Bez o 1 d, Dr. 
Kor ff, D r. B r ü c her und Fraktion b e -
treffend Gesetzentwürfe zur Ände­
rung des Gesetzes über die Schul-

p f 1 i c h t (Beilagen 3l84, 3702) 

Berichterstatter: von K n o er in gen 

Antrag des Ausschusses: 

Gegen die Anträge des Kulturpolitischen 
Ausschusses auf Beilagen 4530 und 4235 wer­
den keine rechtlichen Bedenken erhoben. 

M ü n c h e n , den 23. September 1953 

Der Vorsitzende: 
Stock 

Beilage 4568 

Antrag 
Betreff: 
Einrichtung eines Notverkehr.s auf dem 
Starnberger- und Ammersee während des 
Winters 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird ersucht, den 
Schiffsverkehr am Starnberger- und Ammer­
see während des Winters nicht einzustellen 
und im Interesse der Berufstätigen und 
Schüler einen Notverkehr mit kleineren 
Motorschiffen a ufrechtzuer halten. 

M i.i n c h e n , den 9. September 1953 

Dr. Lippert (BP) 

Beilage 4569 

Anfrag. 
Betreff: 
Abänderung der ,ZUJ&tändiglrnit für ·die Ge­
nehmigung der Verwendung· von fahrbaren 
Lautsprechern 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung· wird ersucht, die gesetz­
lichen Bestimmungen über die Ausgabe von 
Genehmigungen zur Verwendung fahrbarer 
Lautsprecher so· zu ändern, daß für Wahl­
zeite1i solche Genehmigungen für den Bereich 
ganzer Regierungsbezirke ausgegeben werden 
können.· 

Regens b ur g, den 9. September 1953 

Dr. Schier (BHE) 

Beilage 4570 

Antrag 
Betreff: 
Vorlage eines Gesetzentwurfs über die Ein­
führung der Wahlpflicht für die Landtags­
wahlen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staat~regierung wird ersucht, den Ent­
wurf für ein Änderung·sgesetz des bayerischen 
Landeswahlgesetzes vorzulegen, durch das in 
Bayern für die Landtagswahlen die Wahl­
pflicht aller Wahlberechtigten festgelegt wird. 

M ü n c h e n . den 14. September 1953 

Junker (CSU) 

Beilage 4571 

Antrag 
Betreff: 
Bereitstellung von Haushaltsmitteln für die 
Renovierung des Schulhauses Lindflur bei 
Würzburg 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird E)rsucht, für die 
Renovierung des Schulhauses Lindflm bei 
Würzburg 5200.- DM freizustellen. 

M ü n c h e n , den 15. September 1953 

Rabenstein (FDP) 


